Allgemeine Geschaftsbedingungen
fur den Eigenverbrauch von Erdgas im Haushalt

SS®,

Gesellschaft fir Energieversorgung Ostalb

ALLGEMEINE GESCHAFTSBEDINGUNGEN

Der Vertrag kommt durch Bestatigung des Lieferanten in Textform unter Angabe
des voraussichtlichen Lieferbeginns zustande. Der tatsachliche Lieferbeginn
héangt davon ab, dass alle fiir die Belieferung notwendigen Mafinahmen (Kindi-
gung des bisherigen Liefervertrags etc.) erfolgt sind. Eine Belieferung erfolgt nicht
vor Ablauf der Widerrufsfrist des Kunden geman §§ 355 Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 2
BGB, es sei denn, der Kunde fordert den Lieferanten hierzu ausdriicklich auf

2. UMFANG UND DURCHFUHRUNG DER LIEFERUNG / BEFREIUNG VON DER
LEISTUNGSPFLICHT

2.1. Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf an Energie an seine
vertraglich benannte Entnahmestelle. Entnahmestelle ist die Eigentumsgrenze des
Netzanschlusses, Gber den der Kunde beliefert und mittels Marktlokations-ldentifi-
kationsnummer energiewirtschaftlich identifiziert wird.

2.2. Bei einer Unterbrechung oder bei UnregelmaRigkeiten in der Energieversorgung
ist der Lieferant, soweit es sich um Folgen einer Stérung des Netzbetriebs ein-
schlieRlich des Netzanschlusses handelt, von seiner Leistungspflicht befreit. Zu
den moglichen Anspriichen des Kunden gegen den Netzbetreiber wird auf Ziffer 9
verwiesen.

2.3. Wird den Parteien die Erflllung der Leistungspflichten durch unvorhersehbare Um-
stande, auf die sie keinen Einfluss haben und deren Abwendung mit einem ange-
messenen technischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann
(insbesondere hohere Gewalt wie z. B. Naturkatastrophen, Krieg, Arbeitskampf-
mafnahmen, hoheitliche Anordnungen), wesentlich erschwert oder unméglich ge-
macht, so sind die Parteien von ihren vertraglichen Leistungspflichten befreit, so-
lange diese Umsténde und deren Folgen nicht endglltig beseitigt sind.

2.4. Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, soweit und solange der
Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung bzw. der Mess-
stellenbetreiber den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen hat.
Schadensersatzanspriche des Kunden gegen den Lieferanten bleiben fir den Fall
unberiihrt, dass den Lieferanten an der Unterbrechung ein Verschulden trifft.

3. MESSUNG / ZUTRITTSRECHT / ABSCHLAGSZAHLUNGEN / ABRECHNUNG
/| ANTEILIGE PREISBERECHNUNG

3.1. Die Menge der gelieferten Energie wird durch Messeinrichtungen bzw. Messsys-
teme (oder rechtmafige Ersatzwertbildung) des zusténdigen Messstellenbetrei-
bers bzw. Netzbetreibers ermittelt. Die Ablesung der Messeinrichtungen wird vom
Messstellenbetreiber oder Lieferanten oder auf Verlangen des Lieferanten oder
des Messstellenbetreibers kostenlos vom Kunden durchgeflhrt. Verlangt der Lie-
ferant eine Selbstablesung des Kunden, fordert der Lieferant den Kunden recht-
zeitig dazu auf. Die Ablesung der Messeinrichtungen erfolgt zum Zwecke der Ab-
rechnung, anlasslich eines Lieferantenwechsels oder bei Vorliegen eines berech-
tigten Interesses des Lieferanten an einer Uberpriifung der Ablesung. Der Kunde
kann einer Selbstablesung widersprechen, wenn ihm diese nicht zumutbar ist.
Nimmt der Kunde eine rechtzeitig angekiindigte Selbstablesung nicht oder verspa-
tet vor oder sind aus anderen Griinden keine Messwerte bzw. vom Netzbetreiber
rechtmaBig ermittelten Ersatzwerte verfliigbar, so kann der Lieferant den Ver-
brauch auf der Grundlage der letzten Ablesung oder bei einem Neukunden nach
dem Verbrauch vergleichbarer Kunden jeweils unter angemessener Bericksichti-
gung der tatsachlichen Verhaltnisse schatzen.

3.2. Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis verse-
henen Beauftragten des Lieferanten oder des Messstellenbetreibers den Zutritt zu
seinem Grundstiick und zu seinen Raumen zu gestatten, soweit dies zur Ermittlung
der preislichen Bemessungsgrundlagen oder zur Ablesung der Messeinrichtungen
erforderlich ist. Die Benachrichtigung kann durch Mitteilung an den Kunden oder
durch Aushang am oder im jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss mind. eine Woche
vor dem Betretungstermin erfolgen; mind. ein Ersatztermin ist anzubieten. Der
Kunde hat dafiir Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtungen zuganglich sind.
Wenn der Kunde den Zutritt unberechtigt verweigert oder behindert, stellt der Lie-
ferant dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemaR Ziffer 16 in
Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuwei-
sen; die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf die
nach dem gewdhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht Gibersteigen.
Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht entstan-
den oder wesentlich geringer als die Hohe der Pauschale.

3.3. Der Lieferant kann vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen verlangen. Der
Lieferant berechnet diese auf der Grundlage der Abrechnung der vorangegange-
nen zwolf Monate oder, sofern eine solche Berechnung nicht méglich ist, nach dem
durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft,
dass der Verbrauch erheblich abweicht, ist dies angemessen zu berticksichtigen.

3.4. Zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrechnungszeitraums, der zwdolf
Monate nicht wesentlich Giberschreitet, und zum Ende des Lieferverhéltnisses wird
vom Lieferanten eine Abrechnung erstellt, in welcher der tatsachliche Umfang der
Belieferung unter Anrechnung der Abschlagszahlungen abgerechnet wird. Ergibt
sich eine Abweichung der Abschlagszahlungen von der Abrechnung der tatsachli-
chen Belieferung, so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverzlg-
lich erstattet bzw. nachentrichtet, spatestens aber mit der nachsten Abschlagszah-
lung verrechnet. Der Kunde hat — abweichend von Satz 1 — das Recht, eine kos-
tenpflichtige monatliche, vierteljahrliche oder halbjahrliche Abrechnung zu wahlen,
die auf Grundlage einer gesonderten Vereinbarung mit dem Lieferanten erfolgt.
Bei einer monatlichen Abrechnung entféllt das Recht des Lieferanten nach Ziffer
3.38Satz 1.

3.5. Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlangen, eine Nachpriifung der Mes-
seinrichtungen an seiner Entnahmestelle durch eine Eichbehérde oder eine staat-
lich anerkannte Prifstelle i. S. v. § 40 Abs. 3 MessEG zu veranlassen. Die Kosten
der Nachprifung fallen dem Kunden nur dann zur Last, sofern die eichrechtlichen
Verkehrsfehlergrenzen nicht tiberschritten werden.

3.6. Ergibt eine Nachpriifung der Messeinrichtungen eine Uberschreitung der eich-
rechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung des Rech-
nungsbetrags festgestellt (wie z. B. auch bei einer Rechnung auf der Grundlage
falscher Messwerte), so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unver-

3.7.

zlglich erstattet bzw. nachentrichtet oder mit der nachsten Abschlagszahlung ver-
rechnet. Ist das Ausmal des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine
Messeinrichtung nicht an (und liegen auch keine rechtmaRig ermittelten Ersatz-
werte oder ein vom Messstellenbetreiber bzw. Netzbetreiber ermittelter korrigierter
Verbrauch vor), so ermittelt der Lieferant den Verbrauch fir die Zeit seit der letzten
fehlerfreien Ablesung durch Schatzung entsprechend Ziffer 3.1 Satz 6. Anspriiche
nach dieser Ziffer sind auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ab-
lesezeitraum beschrankt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann Uber einen
groReren Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch auf langs-
tens drei Jahre beschrénkt.

Andert sich das vertragliche Entgelt wahrend des Abrechnungszeitraums, so rech-
net der Lieferant gednderte verbrauchsunabhangige Preisbestandteile tagesge-
nau ab. Fur die Abrechnung geénderter verbrauchsabhéngiger Preisbestandteile
wird die nach Ziffer 3.1 ermittelte Verbrauchsmenge des Kunden im Abrechnungs-
zeitraum auf Grundlage einer Schatzung nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) auf
den Zeitraum vor und nach der Preisanderung aufgeteilt, wobei jahreszeitliche Ver-
brauchsschwankungen auf der Grundlage vergleichbarer Erfahrungswerte ange-
messen zu berlicksichtigen sind. Die nach der Preisdnderung anfallenden Ab-
schlagszahlungen kénnen entsprechend angepasst werden.

4. ZAHLUNGSBESTIMMUNGEN / VERZUG / ZAHLUNGSVERWEIGERUNG /

4.1.

4.2.

4.3.

AUFRECHNUNG
Samtliche Rechnungsbetréage sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, Ab-
schlage und Vorauszahlungen zu dem vom Lieferanten nach billigem Ermessen (§
315 BGB) festgelegten Zeitpunkt fallig und im Wege des Lastschriftverfahrens, mit-
tels Dauerauftrag oder Uberweisung (auch durch Bariiberweisung) zu zahlen.
Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der Lieferant angemessene
MafRnahmen zur Durchsetzung seiner Forderung ergreifen. Fordert der Lieferant
erneut zur Zahlung auf, stellt er dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten
pauschal gemaf Ziffer 16 in Rechnung. Entstehen dem Lieferanten durch die Be-
auftragung eines Rechtsanwalts oder Inkassodienstleisters als Verzugsschaden i.
S. v. § 288 BGB ersatzfahige Kosten, sind diese vom Kunden zu ersetzen. Dabei
werden dem Kunden die durch Beauftragung eines Inkassodienstleisters (auch
des Netzbetreibers) entstandenen Kosten pauschal gemaR Ziffer 16 berechnet.
Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage der Pauschale(n) nach-
zuweisen; die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf
die nach dem gewdhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht Uberstei-
gen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht
entstanden oder wesentlich geringer als die Hohe der Pauschale.
Gegen Anspriiche des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen oder rechtskraftig
festgestellten Gegenanspriichen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht fir Anspri-
che des Kunden aufgrund vollstandiger oder teilweiser Nichterfiillung oder man-
gelhafter Erflllung der Hauptleistungspflichten. Es gilt weiterhin nicht fir Forde-
rungen des Kunden, die im Rahmen des Riickabwicklungsverhaltnisses nach Wi-
derruf des Vertrags entstehen.-

5. VORAUSZAHLUNG

5.1.

5.2.

5.3.

54.

6.2.

6.3.

Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in angemessener
Hohe verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht un-
wesentlicher Héhe in Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums von
zwolf Monaten wiederholt in Zahlungsverzug gerat oder in sonstigen begriindeten
Fallen.

Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Héhe und die
Griinde fir die Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen fiir ihnren Wegfall mitzu-
teilen. Die Zeitpunkte der Vorauszahlungen legt der Lieferant nach billigem Ermes-
sen (§ 315 BGB) fest. Die Vorauszahlung ist friihestens zum Lieferbeginn fallig.
Die Hohe der Vorauszahlung wird aus dem durchschnittlichen monatlichen Ver-
brauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertrags-
preis bzw. — wenn kein vorhergehender Abrechnungszeitraum besteht — aus dem
durchschnittlichen monatlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem aktuel-
len Vertragspreis ermittelt. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch er-
heblich geringer ist, ist dies angemessen zu beriicksichtigen.

Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nachsten vom Kunden nach dem Vertrag
zu leistenden Zahlung (Abschlage nach Ziffer 4.1 oder Rechnungsbetrage) ver-
rechnet. Ergibt sich dabei eine Abweichung der Vorauszahlung von der zu leisten-
den Zahlung, so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverziiglich
erstattet bzw. nachentrichtet.

Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim Kunden ein Vor-
kassesystem (z. B. Bargeld- oder Chipkartenzéhler) einrichten und betreiben bzw.
den Messstellenbetreiber damit beauftragen.

PREISE UND PREISBESTANDTEILE / ZUKUNFTIGE STEUERN, ABGABEN

UND SO IGE HOHEITLICH AUFERLEGTE BELASTUNGEN REISAN-

PASSUNG NACH BILLIGEM ERMESSEN
Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbestandteilen nach
den Ziffern 6.2 bis 6.5 zusammen.

Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhangigen Arbeitspreis
in der sich aus den Preisangaben im Auftragsformular ergebenden Hohe. Diese
werden auf Grundlage der Kosten kalkuliert, die fir die Belieferung aller Kunden in
diesem Tarif anfallen. Sie enthalten folgende Kosten: Kosten fiir Energiebeschaf-
fung und Vertrieb (inklusive SLP-Bilanzierungsumlage, Entgelt fiir die Nutzung des
Virtuellen Handelspunktes, Konvertierungsentgelt sowie Konvertierungsumlage),
die Kosten fiir Messstellenbetrieb und Messung — soweit diese Kosten dem Liefe-
ranten vom Messstellenbetreiber in Rechnung gestellt werden —, das an den Netz-
betreiber abzufiihrende Netzentgelt, die Energiesteuer sowie die Konzessionsab-
gaben.
Zusatzlich zahlt der Kunde fiir die gelieferte Energie folgenden Preisbestandteil in
der jeweils geltenden Hohe. Die bei Vertragsschluss geltende Hohe ist im beige-
flgten Preisblatt den Preisangaben im Auftragsformular angegeben.

Die den Lieferanten treffenden Belastungen aus dem Kauf von Emissionszertifika-
ten nach dem Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) in der jeweils geltenden
Héhe in ct/kWh (,CO2-Preis”). Dieser Preisbestandteil umfasst die Mehrkosten, die
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6.4.

6.5.

6.6.

6.7.

6.8.

vom Lieferanten als gesetzlich festgelegter Festpreis fiir Erdgas unter Anrechnung
(anteilig) gelieferter biogener Brennstoffe i. S. d. § 7 Abs. 4 Nr. 2 BEHG fiir den
Verbrauch des Kunden gezahlt werden, soweit und solange das BEHG Festpreise
vorsieht (voraussichtlich bis 31.12.2025) . Der Festpreis fiir Emissionszertifikate ist
in § 10 Abs. 2 BEHG vom 12.12.2019 festgelegt. Er wird 2021 erstmals erhoben
und ist bis zum 31.12.2025 ein jahrlich steigender Festpreis. Der Preis betragt fur
den Zeitraum vom 01.01.2021 bis 31.12.2021 nach aktueller Rechtslage € 10,00
pro Emissionszertifikat (dies entspricht der Berechtigung zur Emission einer Tonne
Treibhausgas in Tonnen Kohlendioxidéquivalent im Jahr). Die Ermittlung des Koh-
lendioxidaquivalents, d. h. der Brennstoffemissionen von Erdgas, aufgrund derer
eine Berechnung eines Preises in ct/kWh ermdglicht wird, erfolgt auf Grundlage
einer gemanR § 7 Abs. 4 BEHG zu erlassenden Rechtsverordnung.

Ergénzender Hinweis: Die Hohe des Einstiegspreises nach § 10 BEHG ist politisch
umstritten. Aktuell liegt dem Bundestag ein Gesetzgebungsentwurf vor, der die Er-
hoéhung des Einstiegspreises ab 2021 auf € 25,00 pro Zertifikat (mit einem jahrli-
chen Anstieg bis 2025 auf € 55,00) vorsieht.

Wird die Belieferung oder die Verteilung von Energie nach Vertragsschluss mit zu-
satzlichen, in Ziffern 6.2, 6.3 und 6.5 nicht genannten Steuern oder Abgaben be-
legt, erhdht sich das vom Kunden zu zahlende Entgelt um die hieraus entstehen-
den Mehrkosten in der jeweils geltenden Hohe. Satz 1 gilt entsprechend, falls die
Belieferung oder die Verteilung von Energie nach Vertragsschluss mit einer hoheit-
lich auferlegten, allgemein verbindlichen Belastung (d. h. keine BuRgelder oder
Annliches) belegt wird, soweit diese unmittelbaren Einfluss auf die Kosten fiir die
nach diesem Vertrag geschuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in der jeweils
geltenden Héhe nach Satz 1 und 2 fiihrt bei Erstattungen (z. B. in Form negativer
Umlagen) zu einer entsprechenden Entgeltreduzierung. Eine Weiterberechnung
erfolgt nicht, soweit die Mehrkosten nach Héhe und Zeitpunkt ihres Entstehens
bereits bei Vertragsschluss konkret vorhersehbar waren oder die jeweilige gesetz-
liche Regelung der Weiterberechnung entgegensteht. Eine Weiterberechnung ist
auf die Mehrkosten beschrankt, die nach dem Sinn und Zweck der gesetzlichen
Regelung dem einzelnen Vertragsverhaltnis (z. B. nach Kopf oder nach Verbrauch)
zugeordnet werden kénnen. Eine Weiterberechnung erfolgt ab dem Zeitpunkt der
Entstehung der Mehrkosten. Der Kunde wird (iber eine solche Weiterberechnung
spatestens mit der Rechnungsstellung informiert.

Zusatzlich fallt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 6.2 und 6.3 sowie etwaige
zukilinftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach
Ziffer 6.4 die Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Hohe an. Die derzeitige Hohe
der Umsatzsteuer ergibt sich aus den Preisangaben im Auftragsformular.

Der Lieferant teilt dem Kunden die jeweils geltende Hohe eines nach Ziffern 6.3,
6.4 und 6.5 zu zahlenden Preisbestandteils auf Anfrage mit.

Der Lieferant ist verpflichtet, den Grundpreis und den Arbeitspreis nach Ziffer 6.2
— nicht hingegen die gesondert in der jeweils geltenden Héhe an den Kunden wei-
tergegebenen Preisbestandteile nach Ziffern 6.3 und 6.5 sowie etwaige zukunftige
Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.4
— durch einseitige Leistungsbestimmung nach billigem Ermessen gemall § 315
BGB anzupassen (Erhéhungen oder Senkungen). Die gesonderte Weitergabe fir
den Preisbestandteil nach Ziffer 6.3 endet, wenn das BEHG keine Festpreise mehr
vorsieht (voraussichtlich am 31.12.2025); der Preisbestandteil findet dann im Rah-
men der einseitigen Leistungsbestimmung durch den Lieferanten nach dieser Zif-
fer 6.7 Berticksichtigung Anlass fiir eine solche Preisanpassung ist ausschlief3lich
eine Anderung der in Ziffer 6.2 genannten Kosten. Der Lieferant iberwacht fortlau-
fend die Entwicklung dieser Kosten. Der Umfang einer solchen Preisanpassung ist
auf die Veranderung der Kosten nach Ziffer 6.2 seit der jeweils vorhergehenden
Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.7 bzw. — sofern noch keine Preisanpassung
nach dieser Ziffer 6.7 erfolgt ist — seit Vertragsschluss bis zum Zeitpunkt des ge-
planten Wirksamwerdens der aktuellen Preisanpassung beschrankt. Kostenstei-
gerungen und Kostensenkungen sind bei jeder Preisanpassung gegenlaufig zu
saldieren. Die einseitige Leistungsbestimmung des Lieferanten nach billigem Er-
messen bezieht sich auch auf die jeweiligen Zeitpunkte einer Preisanpassung;
diese sind so zu wahlen, dass Kostensenkungen nicht nach fir den Kunden un-
glinstigeren Mal3staben Rechnung getragen werden als Kostenerhéhungen, also
Kostensenkungen mindestens in gleichem Umfang preiswirksam werden wie Kos-
tenerh6hungen. Der Kunde hat gemaR § 315 Abs. 3 BGB das Recht, die Aus-
Ubung des billigen Ermessens des Lieferanten gerichtlich Uberpriifen zu lassen.
Anderungen des Grundpreises und des Arbeitspreises nach dieser Ziffer 6.7 sind
nur zum Monatsersten méglich . Preisanpassungen werden nur wirksam, wenn der
Lieferant dem Kunden die Anderungen spatestens sechs Wochen vor dem geplan-
ten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde das Recht,
den Vertrag ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Preisanpassung zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferan-
ten in der Mitteilung gesondert hingewiesen.

Informationen Uber aktuelle Produkte und Tarife erhalt der Kunde unter Tel.-Nr.
07364/9611-0 oder im Internet unter www.geo-energie-ostalb.de

7. ANDERUNGEN DES VERTRAGES UND DIESER BESTIMMUNGEN

Die Regelungen des Vertrags und dieser Bedingungen beruhen auf den gesetzli-
chen und sonstigen Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses
(z. B. ENWG, Grundversorgungsverordnung, Netzzugangsverordnung, MsbG,
Mes-sEG und MessEV, hochstrichterliche Rechtsprechung, Festlegungen und Be-
schliisse der BNetzA). Das vertragliche Aquivalenzverhéltnis kann nach Vertrags-
schluss durch unvorhersehbare Anderungen der gesetzlichen oder sonstigen Rah-
menbedingungen (z. B. durch Gesetzesanderungen, sofern deren konkreter Inhalt
nicht bereits — etwa in der Phase zwischen dem Abschluss des férmlichen Gesetz-
gebungsverfahrens und dem Inkrafttreten — absehbar war), die der Lieferant nicht
veranlasst und auf die er auch keinen Einfluss hat, in nicht unbedeutendem MaRe
gestort werden. Ebenso kann nach Vertrags-schluss eine im Vertrag und/oder die-
sen Bedingungen entstandene Liicke nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der
Durchfiihrung des Vertrags entstehen lassen (etwa wenn die Rechtsprechung eine
Klausel fur unwirksam erklart), die nur durch eine Anpassung oder Ergénzung zu
beseitigen sind. In solchen Fallen ist der Lieferant verpflichtet, den Vertrag und
diese Bedingungen — mit Ausnahme des Entgelts — unverziglich insoweit anzu-
passen und/oder zu ergénzen, als es die Wiederherstellung des Aquivalenzver-
héltnisses von Leistung und Gegenleistung und/oder der Ausgleich entstandener
Vertragslicken zur zumutbaren Fort- und Durchfiihrung des Vertragsverhéltnisses
erforderlich macht (z. B. mangels gesetzlicher Uberleitungsbestimmungen). An-
passungen des Vertrags und dieser Bedingungen nach dieser Ziffer sind nur zum

Monatsersten méglich. Die Anpassung wird nur wirksam, wenn der Lieferant dem
Kunden die Anpassung spéatestens sechs Wochen vor dem geplanten Wirksam-
werden in Textform mit-teilt. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag
ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksam-werdens der
Vertragsanpassung zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der
Mitteilung gesondert hinge-wiesen.

8. EINSTELLUNG DER LIEFERUNG / FRISTLOSE KUNDIGUNG

8.1.

8.2.

8.3.

8.4.

Der Lieferant ist berechtigt, die Lieferung sofort einzustellen und die Anschlussnut-
zung durch den zustandigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der
Kunde in nicht unerheblichem Mafe schuldhaft Energie unter Umgehung, Beein-
flussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen verwendet (,Energiedieb-
stahl“) und die Unterbrechung zur Verhinderung einer weiteren unberechtigten
Energieentnahme erforderlich ist.

Der Lieferant ist ebenfalls berechtigt, die Lieferung einzustellen und die Anschluss-
nutzung durch den zusténdigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der
Kunde mit der Zahlung eines Betrags in Verzug ist, der — unter Beriicksichtigung
von Mahn- und Inkassokosten — mindestens € 150,00 betragt oder die Hohe von
zwei aktuellen Abschlagszahlungen erreicht; erstreckt sich in letzterem Fall der
Zahlungsverzug Uber einen Zeitraum mit Abschlagen in unterschiedlich festgeleg-
ter Hohe, ist Verzug mit einem Betrag Voraussetzung, der die Summe aus dem
aktuellen Abschlagsbetrag und dem unmittelbar zuvor geltenden Abschlagsbetrag
erreicht. Bei der Berechnung des Mindestbetrags bleiben nicht titulierte Forderun-
gen auler Betracht, die der Kunde schliissig beanstandet hat, oder die wegen ei-
ner Vereinbarung zwischen Lieferanten und Kunden noch nicht féllig sind, oder die
aus einer streitigen und noch nicht rechtskréftig entschiedenen Preiserhdhung des
Lieferanten resultieren. Die Unterbrechung unterbleibt, wenn die Folgen der Un-
terbrechung auBer Verhaltnis zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen oder der
Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtun-
gen vollumfanglich nachkommt. Dem Kunden wird die Unterbrechung spéatestens
vier Wochen vorher angedroht und die Beauftragung des Netzbetreibers mit der
Unterbrechung der Anschlussnutzung drei Werktage vorher unter Angabe des
Zeitpunkts der Auftragserteilung angekiindigt. Der Lieferant wird den Netzbetreiber
zu dem in der Ankilindigung genannten Zeitpunkt beauftragen, die Anschlussnut-
zung zu unterbrechen, wofiir der Netzbetreiber nach den Vorgaben des Lieferan-
tenrahmenvertrags Gas (Anlage 3 zur KoV 11) sechs weitere Werktage Zeit hat
Der Kunde wird den Lieferanten auf etwaige Besonderheiten, die einer Unterbre-
chung zwingend entgegenstehen, unverziglich hinweisen.

Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Belieferung sind
vom Kunden zu ersetzen. Der Lieferant stellt dem Kunden die dadurch entstande-
nen Kosten pauschal gemaR Ziffer 16 in Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist
die Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die pauschale Berechnung muss ein-
fach nachvollziehbar sein und darf die nach dem gewdhnlichen Lauf der Dinge zu
erwartenden Kosten nicht tibersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis ge-
stattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Héhe
der Pauschale. Die Belieferung wird unverziglich wiederhergestellt, wenn die
Griinde fir die Unterbrechung entfallen und die Kosten der Unterbrechung und
Wiederherstellung bezahlt sind; sofern keine Barzahlung erfolgt, bleibt es dem
Kunden zur Verkirzung der Unterbrechungszeit auch bei einer erteilten Einzugs-
ermachtigung unbenommen, die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstel-
lung unverziiglich mittels Uberweisung zu zahlen.

Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekiindigt und
die Lieferung eingestellt werden. Der Lieferant muss den Kunden unverziglich
beim zusténdigen Verteilnetzbetreiber abmelden. Soweit die Entnahmen des Kun-
den im Falle einer auRRerordentlichen Kiindigung des Lieferanten trotz der Abmel-
dung (etwa wegen Bearbeitungsfristen des Netzbetreibers, Prozessfristen aus den
Festlegungen der BNetzA zu Lieferantenwechselprozessen) tber den Zeitpunkt
der Vertragsbeendigung hinaus dem Lieferanten bilanziell zugeordnet werden,
ohne dass der Lieferant dafiir einen Ausgleich erhalt (z. B. im Rahmen der Mehr-
oder Mindermengenabrechnung des Netzbetreibers), schuldet der Kunde fir diese
fortwahrende Belieferung das Entgelt nach diesem Vertrag. Ein wichtiger Grund
liegt insbesondere vor im Fall eines Energiediebstahls nach Ziffer 8.1, oder im Fall
eines Zahlungsverzugs unter den Voraussetzungen von Ziffer 8.2 Satz 1 und 2. Im
letztgenannten Fall ist dem Kunden die Kiindigung mind. zwei Wochen vorher an-
zudrohen; die Kiindigung unterbleibt in diesem Fall, wenn die Folgen der Kiindi-
gung auler Verhaltnis zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen oder der Kunde
darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen voll-
umfanglich nachkommt.

9. HAFTUNG

9.1.

9.2.

9.3.

9.4.

9.5.

Anspriiche wegen Schaden durch Unterbrechung oder bei UnregelmaRigkeiten in
der Energieversorgung sind, soweit es sich um Folgen einer Stérung des Netzbe-
triebs einschlieflich des Netzanschlusses handelt, gegenliiber dem Netzbetreiber
geltend zu machen.

Der Lieferant wird auf Wunsch des Kunden unverzuglich tber die mit der Scha-
densverursachung zusammenhangenden Tatsachen Auskunft geben, wenn sie
ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklart werden kdnnen.

In allen Ubrigen Haftungsfallen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer Erflillungs-
und Verrichtungsgehilfen fiir schuldhaft verursachte Schaden ausgeschlossen, so-
weit der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit herbeigefiihrt
wurde; dies gilt nicht bei Schaden aus der Verletzung des Lebens, des Korpers
oder der Gesundheit, oder der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertrags-
pflichten, d. h. solcher Pflichten, deren Erfiillung die ordnungsgemaRe Durchfiih-
rung des Vertrags Uberhaupt erst ermdglicht und auf deren Einhaltung der Ver-
tragspartner regelmafig vertrauen darf (sog. Kardinalpflichten).

Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vorsatz
oder grober Fahrlassigkeit beruht, beschrankt sich die Haftung auf den Schaden,
den die haftende Partei bei Abschluss des Vertrags als mdgliche Folge der Ver-
tragsverletzung vorausgesehen hat oder unter Beriicksichtigung der Umstande,
die sie kannte oder kennen musste, hatte voraussehen miissen.

Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberihrt.

10. UMZUG / UBERTRAGUNG DES VERTRAGES
10.1. Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug unverziglich vorab unter

Angabe des Umzugsdatums, der neuen Anschrift und der neuen Zahlernummer in
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Textform mitzuteilen. Im Regelfall muss diese Mitteilung bis spatestens zehn Werk-
tage vor dem Umzugsdatum erfolgen, um dem Lieferanten eine rechtzeitige Ab-
bzw. Ummeldung beim Netzbetreiber zu ermdglichen.

10.2. Der Lieferant wird den Kunden — sofern kein Fall nach Ziffer 10.3 vorliegt — an der
neuen Entnahmestelle auf Grundlage dieses Vertrags weiterbeliefern. Die Belie-
ferung zum Zeitpunkt des Einzugs setzt voraus, dass der Kunde dem Lieferanten
das Umzugsdatum rechtzeitig mitgeteilt hat.

10.3. Ein Umzug des Kunden beendet den Liefervertrag zum Zeitpunkt des vom Kunden
mitgeteilten Umzugsdatums, wenn der Kunde aus dem Gebiet des bisherigen
Netzbetreibers in das Gebiet eines anderen Netzbetreibers zieht. Der Lieferant un-
terbreitet dem Kunden fiir die neue Entnahmestelle auf Wunsch gerne ein neues
Angebot.

10.4. Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer 10.1 aus Griinden, die dieser zu
vertreten hat, und wird dem Lieferanten die Tatsache des Umzugs auch sonst nicht
bekannt, ist der Kunde verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen Ent-
nahmestelle, fir die der Lieferant gegeniiber dem 6értlichen Netzbetreiber einste-
hen muss und fir die er von keinem anderen Kunden eine Vergiitung zu fordern
berechtigt ist, nach den Preisen des Vertrags zu vergiten. Die Pflicht des Liefe-
ranten zur unverzuglichen Abmeldung der bisherigen Entnahmestelle und Anspri-
che des Lieferanten auf entgangenen Gewinn wegen einer nicht oder verspatet
erfolgten Belieferung an der neuen Entnahmestelle bleiben unberihrt.

10.5. Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als Gesamt-
heit auf einen personell, technisch und wirtschaftlich leistungsfahigen Dritten zu
libertragen. Eine Ubertragung nach Satz 1 ist dem Kunden spétestens sechs Wo-
chen vor dem Zeitpunkt der Ubertragung unter Angabe dieses Zeitpunkts mitzutei-
len. Im Falle einer Ubertragung hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Ein-
haltung einer Kiindigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ubertra-
gung zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung ge-
sondert hingewiesen. Das Recht zur Abtretung von Forderungen nach § 398 BGB
sowie eine gesetzliche Rechtsnachfolge, insbesondere bei Ubertragungen i. S. d.
Umwandlungsgesetzes, bleiben von dieser Ziffer 10.5 unberiihrt.

11. VERTRAGSSTRAFE

11.1 Verbraucht der Kunde Erdgas unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbrin-
gung der Messeinrichtungen oder nach Unterbrechung der Versorgung, so ist der
Lieferant berechtigt, eine Vertragsstrafe zu verlangen. Diese ist fir die Dauer des
unbefugten Gebrauchs, langstens aber fiir sechs Monate auf der Grundlage einer
taglichen Nutzung der unbefugt verwendeten Verbrauchsgerate von bis zu zehn
Stunden nach dem fiir den Kunden geltenden Vertragspreis zu berechnen.

11.2 Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde vorsatzlich oder
grob fahrlassig die Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforderlichen Anga-
ben zu machen. Die Vertragsstrafe betragt das Zweifache des Betrages, den der
Kunde bei Erfiillung seiner Verpflichtung nach dem fir ihn geltenden Vertragspreis
zusatzlich zu zahlen gehabt hétte. Sie darf Iangstens fiir einen Zeitraum von sechs
Monaten verlangt werden.

11.3 Ist die Dauer des unbefugten Gebrauchs oder der Beginn der Mitteilungspflicht
nicht festzustellen, so kann die Vertragsstrafe in entsprechender Anwendung der
Ziffer 11.1 und 11.2 fir einen geschatzten Zeitraum, der langstens sechs Monate
betragen darf, erhoben werden.

12. DATENSCHUTZ
Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum Widerspruchsrecht erhalt
der Kunde in der ,Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten® des Lie-
feranten.

13. INFORMATIONEN ZU WARTUNGSDIENSTEN UND -ENTGELTEN / LIEFE-
RANTENWECHSEL

13.1. Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind beim o6rtlichen
Netzbetreiber erhaltlich.

13.2. Ein Lieferantenwechsel erfolgt zligig und unentgeltlich. Nach dem Wechsel ist der
Lieferant verpflichtet, dem neuen Lieferanten den fiir ihn maRgeblichen Verbrauch
des vergleichbaren Vorjahreszeitraums mitzuteilen. Soweit der Lieferant aus Griin-
den, die er nicht zu vertreten hat, den Verbrauch nicht ermitteln kann, ist der ge-
schéatzte Verbrauch anzugeben.

14.1 Energieversorgungsunternehmen, Messstellenbetreiber und Messdienstleister
(Unternehmen) sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des
§ 13 BGB (Verbraucher) insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualitat
von Leistungen des Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss
an das Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie sowie die Messung der Ener-
gie betreffen, im Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb einer Frist von vier Wo-
chen ab Zugang beim Unternehmen zu beantworten. Verbraucherbeschwerden
sind zu richten an: GEO Gesellschaft fir Energieversorgung Ostalb mbH, Heiden-
heimer Strale 35, 73447 Oberkochen.

14.2 Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG sowie §
4 Abs. 2 Satz 4 Verfahrensordnung zur Durchfiihrung eines Schlichtungsverfah-
rens anzurufen, wenn das Unternehmen der Beschwerde nicht abgeholfen oder
auf diese nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist geantwortet hat. § 14 Abs. 5 VSBG
bleibt unberiihrt. Das Unternehmen ist verpflichtet, an dem Verfahren bei der
Schlichtungsstelle teilzunehmen. Die Einreichung einer Beschwerde bei der
Schlichtungsstelle hemmt die gesetzliche Verjahrung gemaR § 204 Abs. 1 Nr. 4
BGB. Das Recht der Beteiligten, die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfah-
ren (z. B. nach dem EnWG) zu beantragen, bleibt unberihrt.

14.3 Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlichtungsstelle Energie

e.V., FriedrichstraBe 133, 10117 Berlin, Telefon: 030 / 2757240 — 0, Tele-
fax: 030/2757240-69, E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de, Homepage:
www.schlichtungsstelle-energie.de.
Allgemeine Informationen zu Verbraucherrechten sind erhaltlich Gber den Verbrau-
cherservice der Bundesnetzagentur fiir den Bereich Elektrizitdt und Gas, Postfach
8001, 53105 Bonn, Telefon: 030 / 22480-500 oder 01805/101000, Telefax: 030 /
22480-323, E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de.

14.4 Verbraucher haben die Mdglichkeit, Gber die Online-Streitbeilegungs-Plattform
(OS-Plattform) der Europaischen Union kostenlose Hilfestellung fir die Einrei-
chung einer Verbraucherbeschwerde zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-
Dienstleistungsvertrag sowie Informationen tber die Verfahren an den Verbrau-
cherschlichtungsstellen in der Européischen Union zu erhalten. Die OS-Plattform
kann unter folgendem Link aufgerufen werden: http://ec.europa.eu/consumers/odr/

15. ALLGEMEINE INFORMATIONEN NACH DEM ENERGIEDIENSTLEISTUNGS-
GESETZ

Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch Endkunden wird
bei der Bundesstelle fir Energieeffizienz eine Liste gefiihrt, in der Energiedienst-
leister, Anbieter von Energieaudits und Anbieter von Energieeffizienzmalnahmen
aufgefuhrt sind. Weiterfihrende Informationen zu der so genannten Anbieterliste
und den Anbietern selbst erhalten Sie unter www.bfee-online.de. Sie kénnen sich
zudem bei der Deutschen Energieagentur iber das Thema Energieeffizienz um-
fassend informieren. Weitere Informationen erhalten Sie unter www.energieeffizi-
enz-online.info.

16. KOSTENPAUSCHALEN

Mahnkosten pro Mahnschreiben des Lieferanten
. je Mahnschreiben 3,00 € (netto); 3,57 € (brutto)
. Ricklastgebiihren der Bank werden ohne Aufschlag weitergegeben
. Nachinkasso / Direktinkasso 20,00 € (netto); 23,80 € (brutto)

In den genannten Bruttobetrégen ist die Umsatzsteuer in der gesetzlich festge-
legten Hohe (derzeit 19 %) enthalten; wird kein Bruttobetrag genannt, besteht
derzeit keine Umsatzsteuerpflicht.

17.1. Diese Bedingungen sind abschlieBend. Mindliche Nebenabreden bestehen nicht.
17.2. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam oder undurchfiihrbar
sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Ubrigen davon unberiihrt.

Hat der Kunde einen Tarif mit Bonus gewahlt, so erhélt er diesen in der im Auf-
tragsformular festgelegten Héhe nach den nachfolgenden Bedingungen. Der Bo-
nus wird nur gewahrt, wenn der Kunde nicht unmittelbar vor dem vereinbarten Lie-
ferbeginn an der betreffenden Lieferstelle vom Lieferanten mit Erdgas beliefert
wird. Die Verrechnung des Bonus durch den Lieferanten erfolgt einmalig, wenn der
Kunde ununterbrochen zwélf Monate ab Lieferbeginn Energie tber den Erdgaslie-
fervertrag fir die darin angegebene Lieferstelle bezogen hat. Sofern der Vertrag
innerhalb dieser zwdlf Monate beendet wird, z. B. im Falle eines Umzuges, wird
fur den beendeten Vertrag kein Bonus gewahrt. Der Bonus wird dem Kunden mit
der nachsten Rechnung gutgeschrieben und verrechnet.

19. ENERGIESTEUER-HINWEIS
Fir das auf Basis dieses Vertrages bezogene Erdgas gilt folgender Hinweis geman
der Energiesteuer-Durchfiihrungsverordnung:

“Steuerbeglinstigtes Energieerzeugnis! Darf nicht als Kraftstoff verwendet werden,
es sei denn, eine solche Verwendung ist nach dem Energiesteuergesetz oder der
Energiesteuer-Durchfiihrungsverordnung zuléssig. Jede andere Verwendung als
Kraftstoff hat steuer- und strafrechtliche Folgen. In Zweifelsféallen wenden Sie sich
bitte an Ihr zustandiges Hauptzollamt.”

20.1. Gilt fiir GEO-GAS Bio-Tarife: GEO verpflichtet sich, fir den Kunden aus diesem
Vertragsverhaltnis, den im Vertrag genannten Anteil des Verbrauches (nach Men-
genfeststellung und Abrechnung) als Bio-Erdgas einzuspeisen.
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Widerrufsformular

Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann flllen Sie
bitte dieses Formular aus und senden Sie es zuriick

Gesellschaft fir Energieversorgung Ostalb

WIDERRUFSFORMULAR

GEO Gesellschaft fiir Energieversorgung

Ostalb mbH
Heidenheimer StraRe 35
73447 Oberkochen

Tel.:
Fax:

07364/9611-0
07364/9611-11
E-Mail: info@geo-energie-ostalb.de

Widerruf des Abschlusses des GEO - Vertrages

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit widerrufe ich den von mir abgeschlossenen

Energieliefervertrag.

Kundennummer:

Name des Verbrauchers:

Anschrift des Verbrauchers:

bestellt am

Vertrags-/ oder Kundennummer

Name(n), Vorname(n)

Stral’e, Hausnummer

Postleitzahl, Ort

Datum

Ort, Datum

Unterschrift
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	4. ZAHLUNGSBESTIMMUNGEN / VERZUG / ZAHLUNGSVERWEIGERUNG / AUFRECHNUNG
	4.1. Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, Abschläge und Vorauszahlungen zu dem vom Lieferanten nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) festgelegten Zeitpunkt fällig und im Wege des Lastschriftverfahrens, mittels Dauerauftra...
	4.2. Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der Lieferant angemessene Maßnahmen zur Durchsetzung seiner Forderung ergreifen. Fordert der Lieferant erneut zur Zahlung auf, stellt er dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemäß Zif...
	4.3. Gegen Ansprüche des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht für Ansprüche des Kunden aufgrund vollständiger oder teilweiser Nichterfüllung oder mangelhafter Er...

	5. VORAUSZAHLUNG
	5.1. Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in angemessener Höhe verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Höhe in Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten wi...
	5.2. Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Höhe und die Gründe für die Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen für ihren Wegfall mitzuteilen. Die Zeitpunkte der Vorauszahlungen legt der Lieferant nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) ...
	5.3. Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nächsten vom Kunden nach dem Vertrag zu leistenden Zahlung (Abschläge nach Ziffer 4.1 oder Rechnungsbeträge) verrechnet. Ergibt sich dabei eine Abweichung der Vorauszahlung von der zu leistenden Zahlung, so ...
	5.4. Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim Kunden ein Vorkassesystem (z. B. Bargeld- oder Chipkartenzähler) einrichten und betreiben bzw. den Messstellenbetreiber damit beauftragen.

	6. PREISE UND PREISBESTANDTEILE / ZUKÜNFTIGE STEUERN, ABGABEN UND SONSTIGE HOHEITLICH AUFERLEGTE BELASTUNGEN / PREISANPASSUNG NACH BILLIGEM ERMESSEN
	6.1. Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbestandteilen nach den Ziffern 6.2 bis 6.5 zusammen.
	6.2. Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhängigen Arbeitspreis in der sich aus den Preisangaben im Auftragsformular ergebenden Höhe. Diese werden auf Grundlage der Kosten kalkuliert, die für die Belieferung aller Kunden in diesem Ta...
	6.3. Zusätzlich zahlt der Kunde für die gelieferte Energie folgenden Preisbestandteil in der jeweils geltenden Höhe. Die bei Vertragsschluss geltende Höhe ist im beigefügten Preisblatt den Preisangaben im Auftragsformular angegeben.
	Die den Lieferanten treffenden Belastungen aus dem Kauf von Emissionszertifikaten nach dem Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) in der jeweils geltenden Höhe in ct/kWh („CO2-Preis“). Dieser Preisbestandteil umfasst die Mehrkosten, die vom Lieferant...
	Ergänzender Hinweis: Die Höhe des Einstiegspreises nach § 10 BEHG ist politisch umstritten. Aktuell liegt dem Bundestag ein Gesetzgebungsentwurf vor, der die Erhöhung des Einstiegspreises ab 2021 auf € 25,00 pro Zertifikat (mit einem jährlichen Anstie...
	6.4. Wird die Belieferung oder die Verteilung von Energie nach Vertragsschluss mit zusätzlichen, in Ziffern 6.2, 6.3 und 6.5 nicht genannten Steuern oder Abgaben belegt, erhöht sich das vom Kunden zu zahlende Entgelt um die hieraus entstehenden Mehrko...
	6.5. Zusätzlich fällt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 6.2 und 6.3 sowie etwaige zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.4 die Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Höhe an. Die derzeitige Höhe de...
	6.6. Der Lieferant teilt dem Kunden die jeweils geltende Höhe eines nach Ziffern 6.3, 6.4 und 6.5 zu zahlenden Preisbestandteils auf Anfrage mit.
	6.7. Der Lieferant ist verpflichtet, den Grundpreis und den Arbeitspreis nach Ziffer 6.2 – nicht hingegen die gesondert in der jeweils geltenden Höhe an den Kunden weitergegebenen Preisbestandteile nach Ziffern 6.3 und 6.5 sowie etwaige zukünftige Ste...
	6.8. Informationen über aktuelle Produkte und Tarife erhält der Kunde unter Tel.-Nr. 07364/9611-0 oder im Internet unter www.geo-energie-ostalb.de

	7. ÄNDERUNGEN DES VERTRAGES UND DIESER BESTIMMUNGEN
	Die Regelungen des Vertrags und dieser Bedingungen beruhen auf den gesetzlichen und sonstigen Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z. B. EnWG, Grundversorgungsverordnung, Netzzugangsverordnung, MsbG, Mes-sEG und MessEV, höchstrichter...

	8. EINSTELLUNG DER LIEFERUNG / FRISTLOSE KÜNDIGUNG
	8.1. Der Lieferant ist berechtigt, die Lieferung sofort einzustellen und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde in nicht unerheblichem Maße schuldhaft Energie unter Umgehung, Beeinflussung oder ...
	8.2. Der Lieferant ist ebenfalls berechtigt, die Lieferung einzustellen und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde mit der Zahlung eines Betrags in Verzug ist, der – unter Berücksichtigung von M...
	8.3. Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Belieferung sind vom Kunden zu ersetzen. Der Lieferant stellt dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemäß Ziffer 16 in Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnun...
	8.4. Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekündigt und die Lieferung eingestellt werden. Der Lieferant muss den Kunden unverzüglich beim zuständigen Verteilnetzbetreiber abmelden. Soweit die Entnahmen des Kunden im Falle e...

	9. HAFTUNG
	9.1. Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Energieversorgung sind, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebs einschließlich des Netzanschlusses handelt, gegenüber dem Netzbetreiber geltend zu mach...
	9.2. Der Lieferant wird auf Wunsch des Kunden unverzüglich über die mit der Schadensverursachung zusammenhängenden Tatsachen Auskunft geben, wenn sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können.
	9.3. In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde;...
	9.4. Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung auf den Schaden, den die haftende Partei bei Abschluss des Vertrags als mögliche Folge der Vertragsv...
	9.5. Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt.

	10. UMZUG / ÜBERTRAGUNG DES VERTRAGES
	10.1. Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug unverzüglich vorab unter Angabe des Umzugsdatums, der neuen Anschrift und der neuen Zählernummer in Textform mitzuteilen. Im Regelfall muss diese Mitteilung bis spätestens zehn Werktage vor...
	10.2. Der Lieferant wird den Kunden – sofern kein Fall nach Ziffer 10.3 vorliegt – an der neuen Entnahmestelle auf Grundlage dieses Vertrags weiterbeliefern.  Die Belieferung zum Zeitpunkt des Einzugs setzt voraus, dass der Kunde dem Lieferanten das U...
	10.3. Ein Umzug des Kunden beendet den Liefervertrag zum Zeitpunkt des vom Kunden mitgeteilten Umzugsdatums, wenn der Kunde aus dem Gebiet des bisherigen Netzbetreibers in das Gebiet eines anderen Netzbetreibers zieht. Der Lieferant unterbreitet dem K...
	10.4. Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer 10.1 aus Gründen, die dieser zu vertreten hat, und wird dem Lieferanten die Tatsache des Umzugs auch sonst nicht bekannt, ist der Kunde verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen Entnah...
	10.5. Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als Gesamtheit auf einen personell, technisch und wirtschaftlich leistungsfähigen Dritten zu übertragen. Eine Übertragung nach Satz 1 ist dem Kunden spätestens sechs Wochen v...

	11. VERTRAGSSTRAFE
	12. DATENSCHUTZ
	Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum Widerspruchsrecht erhält der Kunde in der „Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten“ des Lieferanten.

	13. INFORMATIONEN ZU WARTUNGSDIENSTEN UND –ENTGELTEN / LIEFERANTENWECHSEL
	13.1. Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind beim örtlichen Netzbetreiber erhältlich.
	13.2. Ein Lieferantenwechsel erfolgt zügig und unentgeltlich. Nach dem Wechsel ist der Lieferant verpflichtet, dem neuen Lieferanten den für ihn maßgeblichen Verbrauch des vergleichbaren Vorjahreszeitraums mitzuteilen. Soweit der Lieferant aus Gründen...

	14. STREITBEILEGUNGSVERFAHREN
	14.1 Energieversorgungsunternehmen, Messstellenbetreiber und Messdienstleister (Unternehmen) sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB (Verbraucher) insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leistungen des...
	14.2 Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG sowie § 4 Abs. 2 Satz 4 Verfahrensordnung zur Durchführung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das Unternehmen der Beschwerde nicht abgeholfen oder auf diese nicht i...
	14.3 Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlichtungsstelle Energie e.V., Friedrichstraße 133, 10117 Berlin, Telefon: 030 / 2757240 – 0, Telefax: 030/2757240–69, E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de, Homepage: www.schlichtungss...
	Allgemeine Informationen zu Verbraucherrechten sind erhältlich über den Verbraucherservice der Bundesnetzagentur für den Bereich Elektrizität und Gas, Postfach 8001, 53105 Bonn, Telefon: 030 / 22480-500 oder 01805/101000, Telefax: 030 / 22480-323, E-M...
	14.4 Verbraucher haben die Möglichkeit, über die Online-Streitbeilegungs-Plattform (OS-Plattform) der Europäischen Union kostenlose Hilfestellung für die Einreichung einer Verbraucherbeschwerde zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-Dienstleistungsve...

	15. ALLGEMEINE INFORMATIONEN NACH DEM ENERGIEDIENSTLEISTUNGSGESETZ
	Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch Endkunden wird bei der Bundesstelle für Energieeffizienz eine Liste geführt, in der Energiedienstleister, Anbieter von Energieaudits und Anbieter von Energieeffizienzmaßnahmen aufgeführt sin...

	16. KOSTENPAUSCHALEN
	Mahnkosten pro Mahnschreiben des Lieferanten
	 je Mahnschreiben 3,00 € (netto); 3,57 € (brutto)
	 Rücklastgebühren der Bank werden ohne Aufschlag weitergegeben

	17. SCHLUSSBESTIMMUNGEN
	17.1. Diese Bedingungen sind abschließend. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.
	17.2. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen davon unberührt.

	18. BONUS
	Hat der Kunde einen Tarif mit Bonus gewählt, so erhält er diesen in der im Auftragsformular festgelegten Höhe nach den nachfolgenden Bedingungen. Der Bonus wird nur gewährt, wenn der Kunde nicht unmittelbar vor dem vereinbarten Lieferbeginn an der bet...

	19. ENERGIESTEUER-HINWEIS
	Für das auf Basis dieses Vertrages bezogene Erdgas gilt folgender Hinweis gemäß der Energiesteuer-Durchführungsverordnung:
	“Steuerbegünstigtes Energieerzeugnis! Darf nicht als Kraftstoff verwendet werden, es sei denn, eine solche Verwendung ist nach dem Energiesteuergesetz oder der Energiesteuer-Durchführungsverordnung zulässig. Jede andere Verwendung als Kraftstoff hat s...

	20. SELBSTVERPFLICHTUNG
	20.1. Gilt für GEO-GAS Bio-Tarife: GEO verpflichtet sich, für den Kunden aus diesem Vertragsverhältnis, den im Vertrag genannten Anteil des Verbrauches (nach Mengenfeststellung und Abrechnung) als Bio-Erdgas einzuspeisen.
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